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Erklärung des Arbeitgebers 

(im Sinne von Art. 6 Abs. 2 des Entsendegesetzes) 
 

Mit der vorliegenden Erklärung bestätigt der unterzeichnende Arbeitgeber, dass er das Bundesgesetz vom 8. 

Oktober 1999 über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und namentlich die 

Artikel 2 und 3 dieses Gesetzes kennt und sich verpflichtet, für die gesamte Dauer des Auftrags und für alle 

entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer die minimalen in der Schweiz geltenden Arbeits- und 

Lohnbedingungen einzuhalten. 

 

……………………………………. …………………………………… 

(Ort, Datum) (gültige Unterschrift und Stempel des Arbeitgebers)  

 
Auszug aus dem Bundesgesetz vom 8. Oktober 1999 über die in die Schweiz entsandten Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer 
 
Art. 2  Minimale Arbeits- und Lohnbedingungen 
1Die Arbeitgeber müssen den entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mindestens die Arbeits- und 
Lohnbedingungen garantieren, die in Bundesgesetzen, Verordnungen des Bundesrates, allgemein verbindlich erklärten 
Gesamtarbeitsverträgen und Normalarbeitsverträgen im Sinne von Artikel 360a OR in den folgenden Bereichen 
vorgeschrieben sind:  
 

a. die minimale Entlöhnung; 
b. Arbeits- und Ruhezeit; 
c. Mindestdauer der Ferien; 
d. Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz; 
e. Schutz von Schwangeren, Wöchnerinnen, Kindern und Jugendlichen; 
f. Nichtdiskriminierung, namentlich Gleichbehandlung von Frau und Mann. 
 

2Sind im Zusammenhang mit der Gewährung von Ferienansprüchen und Kinderzulagen Beiträge an Ausgleichskassen 
oder vergleichbare Einrichtungen durch allgemein verbindliche Gesamt-arbeitsverträge  vorgesehen, so gelten diese 
Bestimmungen auch für Arbeitgeber, welche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in die Schweiz entsenden, sofern 
das Land, in dem der Entsender seinen Sitz hat, eine gleiche Regelung kennt. Diese Bestimmung gilt nicht, wenn der 
Arbeitgeber nachweist, dass er Beiträge an eine solche Einrichtung im Staat seines Sitzes leistet.  
 
3Die im Zusammenhang mit der Entsendung gewährten Entschädigungen gelten als Lohnbestandteil, sofern sie keinen 
Ersatz für tatsächlich getätigte Aufwendungen wie solche für Reise, Verpflegung und Unterkunft darstellen. 
 
4Die minimalen Arbeits- und Lohnbedingungen müssen für die ganze Dauer des Einsatzes eingehalten werden. 
 
5Der Bundesrat kann Bestimmungen erlassen, wonach der ausländische Arbeitgeber nachweisen muss, dass er die 
Sozialabgaben entrichtet.  
 
Art. 3  Unterkunft 
Der Arbeitgeber muss den entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern eine Unterkunft garantieren, die dem 
üblichen Standard bezüglich Hygiene und Komfort genügt. Die Abzüge für Unterkunft und Verpflegung dürfen das 
ortsübliche Mass nicht übersteigen. 
 




